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Zusammenfassungder Information:

Die Mitgliederdes Ausschusses fiir Soziales und Chancengleichheit, des Haupt - und Finanzaus-
schusses sowie des Gemeinderatsnehmen die Information zur Kenntnis.

Finanzielle Auswirkungen:

Bezeichnung: Betrag in Euro:

Ausgaben /Gesamtkosten:

e Kkeine

Einnahmen:

e keine

Finanzierung:

e Kkeine
Folgekosten:
e Kkeine

Zusammenfassung der Begriindung:

Die Stadt Heidelberg wird eine Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines Sicherheitskonzeptes fiir vul-
nerable Gruppenins Lebenrufen, die partizipativ mitdenentsprechenden Heidelberger Fachbera-
tungsstellenaus den Bereichen Gleichstellung, Antirassismus, LSBTIQ+, Behinderung und Woh-
nungslosigkeit arbeitet. Deren Expertise aus der konkreten Zusammenarbeit mit den Zielgruppen
im Alltagflietindas zu erarbeitende Konzept zentral ein.
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Sitzung des Ausschusses fur Soziales und Chancengleichheit
vom 21.03.2024

Ergebnis: Kenntnis genommen
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Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 17.04.2024

Ergebnis: Kenntnis genommen
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Sitzung des Gemeinderates vom 02.05.2024

Ergebnis: Kenntnis genommen
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Begriindung:

Auf den Antrag Nummer:0123/2023/AN der Fraktionen SPD, Griine, CDU und LINKE vom 30.11.2023 bis
2025 einumfassendes Sicherheitskonzept zu erarbeiten, das Madchenund Frauen (in aller Vielfalt) in
besonderem Mafle beriicksichtigt, ergeht folgende Information:

Sowohldas Sicherheitsempfinden als auch die objektive Sicherheit von Menschenim offentlichen
Raum st nicht furalle gleich. Spezifische Zielgruppen haben hier eine besondere Pravalenzfiir Be-
lastigungenbeziehungsweise Gewalt. Daher miissendiese besonderenVulnerabilitaten einzelner
Zielgruppen spezifischindenBlick genommenwerden.Dies betrifft besonders Frauen, Isbtig+ Perso-
nen, Menschenmit Behinderung, von Rassismus betroffene Menschen sowiewohnungslose Men-
schen. Frauen sindim 6ffentlichenRauminsbesondere von sexueller Belastigung und sexualisierter
Gewalt betroffen.Seit Jahrzentenbelegendiesimmer wiederneu Studien, wie zum Beispieldie be-
reits 2004 erschienene bundesweite Studie ,Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen
inDeutschland“des BMFSFJs oderdie EU-weite Befragung,Gewalt gegen Frauen: eine EU-weite Er-
hebung”, erstellt von der Europdischen Grundrechteagentur aus dem Jahr2014.Ahnlichverhiltes
sichauch mit Personen, die der LSBTIQ+ Community zugeschrieben werden, wie beispielsweise die
Ergebnisse derzweitengrofen LSBTIQ+ Erhebungder EU-Grundrechteagentur(2020),die ,Wie
geht's euch?“-Studie (2022), das Berliner Monitoring trans- und homophobe Gewalt (2020 und 2022)
und die aktuellen Sicherheitsbefragungen der Stadte Heidelberg und Mannheim verdeutlichen. Auch
die Datenlage zu von Rassismus betroffenen Menschenverdeutlicht eine erhohte Vulnerabilitatim
offentlichenRaum.So zeigenbeispielsweise auchderLagebericht ,RassismusinDeutschland - Aus-
gangslage, Handlungsfelder, MaBnahmen“der Beauftragten der Bundesregierung fir Antirassismus
(2023), der aktuelle Bericht des Nationalen Diskriminierungs - und Rassismusmonitors (2023), der
Bericht des Bundesverbands der Recherche- und Informationsstellen Antisemitismus (RIAS) und der
aktuelle Bericht der Agentur der EuropaischenUnionfiir Grundrechte "Being Blackinthe EU", dass
Deutschland eine hohe Betroffenheitsrate bei der Diskriminierung vonrassifizierten Menschenvor-
weist.

Nationale undinternationale Studien haben ebenfalls auf eine stark erhohte Gewaltbetroffenheit von
Menschen mit Behinderung verwiesen (auchim Kontext von Wohn- und Pflegeeinrichtungen),insbhe-
sondere von Frauen mit Behinderung. Hier sind besonders zwei gro3angelegte Bundesstudienvon
2018 - ,Lebenssituationvon Frauen mit Behinderungen und BeeintrachtigungeninDeutschland“ des
Bundesfamilienministeriums sowie ,Lebenssituation und Belastung von Mannern mit Behinderungen
und BeeintrachtigungeninDeutschland“des Bundesministeriums fur Arbeit und Soziales -wegwei-
send.
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Wohnungslose Menschenwerden Erfahrungswerten zufolge ebenfalls haufig Opfer von Gewalt (phy-
sisch, psychisch, Eigentumsdelikte), da esihnenan einem sicheren Raum mangelt, der Schutz bietet.
So hat der Wohnungslosenbericht 2022 des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales aufgezeigt,
dass 58 Prozent der befragtenwohnungslosenPersonenseit dem Eintretender Wohnungslosigkeit
nach eigenen Angaben Gewalt erfahrenhaben. Auch hier sind weibliche Personen starkerbetroffen
als mannliche Personen. Besonders verbale Gewalt - Beleidigungen, Beschimpfungen und Drohun-
gen - stellt mit iber 70 Prozent die haufigste Form der Gewalt dar. Zu einer ahnlichen Einschatzung
kommt auchdie Bundeszentrale fur politische Bildung, die aufin ihrer Publikation ,Politik und Zeitge-
schichte” (2018) auf Erfahrungenvon Ausgrenzung und Gewalt vonwohnungslosen Menschenver-
weist.

Besondersindenletzten Jahrenistfiirall diese Gruppen eine Zunahme der Meldungenvon Diskrimi-
nierung und Ubergriffenzuverzeichnen.

Bereits seitder Griindung des RundenTisches gegen Gewaltim Geschlechterverhaltnisim Jahr 2011
setzt sich dieses aus allen Fachstellen im Bereich Gewaltschutzzusammengesetzte stadtische Gre-
mium unter anderem umfangreich mit dem Thema sexuelle Belastigung beziehungsweise sexuali-
sierte Gewalt an Frauenim offentlichen Raum auseinander.Durch dieses Gremium wurdenund wer-
denso nicht nur Kooperationenindiesem Themenbereich gestarkt, sondernauch verschiedene Pro-
jekte und Kampagnenvorgestellt und diskutiert. Der Themenschwerpunkt Sicherheit im 6ffentlichen
Raum aus geschlechtsspezifischer Perspektive stellt dabei einenregularenTagesordnungspunkt
dar, aberumfasste bisherauch eigene Schwerpunktsitzungen,inshesondere bei akut anliegendem
(Abstimmungs-)bedarf.

Auch aus LSBTIQ+ Perspektive befasst sich die Stadt Heidelberg bereits seit Giber finf Jahren mit dem
Themenfeld.Die Ergebnisse derin Kooperation zwischenden Stadten Mannheim und Heidelberg ent-
standene Befragung, Sicher Out - Geschiitzt vor Diskriminierung und Gewaltinder Region Rhein-
Neckar?“(PLUSe.V.,2018) dienten hierbei als Grundlage fiir die stetig laufende Weiterentwicklung
eines kommunalen Gewaltpraventionskonzeptsfir LSBTIQ+ und des damit einhergehenden Aufbaus
der Fachstelle PLUS e.V. als stadtischenTrager.Zwei Sitzungen des RundenTischs sexuelle und ge-
schlechtliche Vielfalt der Stadt Heidelberg mit dem Polizeiprasidium, Fachstellen und Community -
Vertretungenzum Thema ,Sicherheitvon LSBTIQ+“ begleiteten partizipativdiesenProzess.

Auch dersichinGriindung befindliche Runde Tisch gegen Rassismus der Stadt Heidelberg wird auf
dasThemaderPraventionvonDiskriminierung und Gewalt einen Schwerpunkt legen.In den letzten
Jahrenwurde bei Mosaik Deutschland e.V.das Heidelberger Antidiskriminierungsbiiro eingerichtet,
bei dem perspektivisch eincommunity-basiertesBeratungsangebot fir Opferrassistischer Gewalt
geschaffenwerdensoll.

Einentstehendes, stadtisches Sicherheitskonzept fiir vulnerable Gruppenwiirde so bereits bewahrte
Strategienzusammenfiihren.Es ist wissenschaftlichnachgewiesenen, dass aufgrund von historisch
gewachsenenNegativerfahrungeneinVorbehaltengegeniiber Behérden und Polizei zu verzeichnen
ist. Aus diesem Grund muss das Thema Sicherheit mit besonderer Sorgfalt betrachtet werdenund
bedarf der partizipativen Entwicklung. Dariiber hinaus muss fiir einumfassendes Sicherheitskonzept
auch die Zielgruppe der Gewalt ausibenden Personen mitinden Blickgenommen werden.
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Aus diesem Grund wird die Stadt Heidelberg eine Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines Sicherheits-
konzeptes furvulnerable Gruppenins Lebenrufen, die partizipativ mit den entsprechenden Heidel-
berger Fachberatungsstellenaus den Bereichen Gleichstellung, Antirassismus, LSBTIQ+, Behinde-
rung und Wohnungslosigkeit arbeitet. Deren Expertise aus der konkreten Zusammenarbeit mitden
Zielgruppenim AlltagflieBtindas zu erarbeitende Konzept zentral ein. Diese Fachstellenumfassen
unter anderem den Frauennotruf, die Interventionsstelle fir Frauen,PLUS e.V., Mosaik Deutschland
e.V.,BiBeZe.V.,SKMHeidelberg und der FrauenRaum. Auch Best Practice Beispiele aus anderen
Stadtenwerdenindie Konzipierung mit einbezogen.

Beteiligung des Beirates von Menschen mit Behinderungen
DerBeirat vonMenschen mit Behinderung wurde beteiligt.

Priifung der Nachhaltigkeit der Mainahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes/ der
Lokalen Agenda Heidelberg

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes

Nummer/n: | +/-
(Codierung) : beriihrt: : Ziel/e:

S0Z2 + Diskriminierung und Gewalt vorbeugen

Begriindung:
Einentstehendes, stadtisches Sicherheitskonzept sollfiir vulnerable
Gruppenbereits bewahrte Strategien zusammenfihren.

Keine

gezeichnet
Martina Pfister

Drucksache:

0034/2024/1V

00361616.docx



	Betreff:
	Beratungsfolge:

	Sitzung des Ausschusses für Soziales und Chancengleichheit vom 21.03.2024
	Ergebnis: Kenntnis genommen

	Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 17.04.2024
	Ergebnis: Kenntnis genommen

	Sitzung des Gemeinderates vom 02.05.2024
	Ergebnis: Kenntnis genommen


